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Einleitung und Aufgabenstellung 

Die öffentliche  Verwaltung hat vor allem in unserem Jahrhundert 
einen grundlegenden strukturellen Wandel erfahren.  Der Hoheitsstaat 
mit den klassischen Aufgabenfeldern  Polizei, Justiz, Finanzverwaltung 
und Heer entwickelte sich zum Wirtschafts- und Sozialstaat moderner 
Prägung. Die ursprünglich dominierende Eingriffsverwaltung  verlor 
gegenüber einer sich differenzierenden  Leistungsverwaltung an Bedeu-
tung. Der Staat übernahm immer weitere Aufgaben, die früher  von 
Privaten erledigt wurden1. Das brachte eine immense Ausdehnung des 
staatlichen Finanzbedarfs mit sich. So stieg der Antei l des Staates am 
Bruttosozialprodukt allein in den zehn Jahren zwischen 1968 und 1978 
um fast 10% von 37,9 auf 47,5 %2 , eine Entwicklung, die sich nicht nur 
in einer ständig wachsenden Abgabenbelastung der Bürger, sondern 
auch in einer immer höheren Staatsverschuldung niederschlug. Die öf-
fentliche Finanzwirtschaft,  die die Mit te l beschaffen  und verwalten 
muß, wurde zu einem tragenden Element aller staatlichen Tätigkeit. 
Der Staatshaushalt gewann eine Schlüsselstellung im innerstaatlichen 
Machtgefüge. Symptomatisch dafür ist, daß die wesentlichen Grund-
sätze des Haushaltsrechts im Grundgesetz geregelt sind. 

„Wer über das Geld anderer verfügt,  ist ihm Rechenschaft über die 
Verwendung dieser Mit tel schuldig. Dieser Grundsatz gilt nicht nur für 

1 Vgl. zu dieser Entwicklung nur Kurt  Eichenberger,  Leistungsstaat und 
Demokratie, Basel 1969; Günter  Diirig,  Verfassung und Verwal tung i m Wohl -
fahrtsstaat,  JZ 1953, 193 ff.; Ernst-Wolfgang Böckenförde,  Die Bedeutung der 
Unterscheidung von Staat und Gesellschaft i m demokratischen Staat der Ge-
genwart, in: Rechtsfragen der Gegenwart, Festgabe für Wolfgang Hefermehl, 
Stuttgart — Ber l in — Kö ln — Mainz 1972, 11. — Speziell zu den öffentlichen 
Aufgaben vgl. Thomas  Ellwein  /  Ralf  Zoll,  Zur Entwicklung der öffentlichen 
Aufgaben in der Bundesrepublik, in: Studienkommission für die Reform des 
öffentlichen  Dienstrechts, Bd. 8, Baden-Baden 1973; Gunnar  Folke  Schuppert, 
Die öffentliche  Aufgabe als Schlüsselbegriff  der Verwaltungswissenschaft, 
VerwArch 1980,310 ff.;  Hans-Peter  Bull,  Die Staatsaufgaben nach dem Grund-
gesetz, 2. Aufl., Kronberg 1977; Günter  Hesse, Staatsaufgaben, Baden-Baden 
1979. 

2 Vgl. Kar l -Bräuer- Inst i tu t des Bundes der Steuerzahler (Hrsg.), Belastung 
ohne Ende — Eine krit ische Bestandsaufnahme, Wiesbaden 1978, 3; zur Theo-
rie der Entwicklung der Staatsausgaben vgl. den Überblicksart ikel von Klaus-
Dirk  Henke,  Die Entwicklung der Staatsausgaben, WiSt 1974, 370 ff.;  zu „Wag-
ners Gesetz der wachsenden Staatsausgaben" siehe Matthias  Thoma,  Gesetz 
der wachsenden Staatsausgaben, WiSt 1980, 478 ff.;  zum Zusammenhang von 
öffentlichen  Aufgaben und Ausgaben informat iv  Horst-Claus  Recktenwald, 
Umfang und Struktur der öffentlichen  Ausgaben in säkularer Entwicklung, 
in: Handbuch der Finanzwissenschaft, Bd. 1, 3. Aufl., Tübingen 1977, 713 ff. 
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die Finanzwirtschaft  Privater, sondern auch für die Öffentliche  Hand3." 
Das folgt aus der Treuhänderstellung, die der Staat und seine Exeku-
tive in der Verwaltung der öffentlichen  Mit tel gegenüber der Gesamt-
heit des Volkes zu übernehmen haben4. Ein wesentliches Element der 
Finanzwirtschaft  ist daher die Finanzkontrolle. 

Die Finanzkontrolle, der sich die Regierung gegenüber Parlament 
und Öffentlichkeit  stellen muß, hat drei Phasen: Rechnungslegung, Prü-
fung und Entlastung (vgl. Art . 114 GG). Durch die Rechnungslegung der 
Regierung wi rd erst die Voraussetzung der Prüfung geschaffen.  Die 
Entlastung als Abschluß der Kontrolle setzt die Prüfung der Rechnung 
voraus. Parlament und Öffentlichkeit  als wichtigste Träger der Finanz-
kontrolle brauchen für ihre Tätigkeit sachverständige Hilfestellung. 
Diese Funktion sollen die Rechnungshöfe des Bundes und der Länder 
sowie die Rechnungsprüfungsämter  der Kommunen übernehmen. 

Leider gibt es über die Stellung der Rechnungshöfe im politischen 
System der Bundesrepublik kaum politologische Literatur. Nur Joachim 
Hirsch5 und Siegfried Hoffmann 6 gehen ausführlicher  auf die Stellung 
der Rechnungshöfe im politischen System ein7. Die Rechnungshöfe sind 
daher eine Domäne der rechtswissenschaftlichen Literatur 8 geblieben. 
Naturgemäß standen juristische Gesichtspunkte — vor allem die Einord-
nung der Rechnungshöfe in das Gewaltenteilungssystem des Grundge-
setzes — im Vordergrund. Zu kurz kamen so wichtige Fragen wie Rech-
nungshof und Wandel des politischen Systems, Fragwürdigkeit der Prü-

3 Hans Herbert  v.  Arnim,  Wirksamere Finanzkontrol le bei Bund, Ländern 
und Gemeinden, Wiesbaden 1978, 9. 

4 Vgl. Kurt  Heinig,  Das Budget, Bd. 1, Tübingen 1949, 40 ff. 
5 Joachim  Hirsch,  Parlament und Verwaltung, 2. Tei l : Haushaltsplanung 

und Haushaltskontrolle in der Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart u. a. 
1968. 

6 Siegfried  Ho ff  mann, Die Kontrol le der Regierung durch parlamentarische 
Rechnungsprüfung i m Deutschen Bundestag, Göttingen 1970. 

7 Diese Situation beginnt sich i n jüngster Zeit — wohl i n Zusammenhang 
mi t der Diskussion um Ausgabenflut und Staatsverschuldung — etwas zu 
bessern. Vgl. Gerd-Michael  Hellstern  /  Hellmut  Wollmann,  Wirksamere Ge-
setzesevaluierung. Wo könnten prakt ikable Kontrol lverfahren  und Wirkungs-
analysen bei Parlament und Rechnungshof ansetzen?, ZPar l 1980, 547 ff.; 
Günter  Mann, Unabhängige Kontrolleure?, ZPar l 1981, 353 ff.;  ders.,  Rech-
nungshof: Opposition mi t anderen Mitteln?, ZPar l 1978, 7 ff. 

8 Vgl. dazu in letzter Zeit vor allem: Susanne Tiemann,  Die staatsrecht-
liche Stellung der Finanzkontrol le des Bundes, Ber l in 1974; Klaus  Grupp,  Die 
Stellung der Rechnungshöfe i n der Bundesrepublik Deutschland, Ber l in 1972; 
Stefan  Pelny,  Die legislative Finanzkontrol le in der Bundesrepublik Deutsch-
land und in den Vereinigten Staaten von Amerika, Ber l in 1972. Die kürzl ich 
erschienene juristische Dissertation von Andreas  Greifeid,  Der Rechnungshof 
als Wirtschaftl ichkeitsprüfer,  München 1981, konnte leider — ebenso wie die 
wirtschaftswissenschaftliche  Habil i tationsschrift  von Kurt Reding,  Die Eff i -
zienz staatlicher Akt iv i tä ten, Baden-Baden 1981, — nur noch teilweise ver-
wertet werden. 
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fungsmaßstäbe, Rekrutierung des Personals etc. Vor allem wurde aber 
die Verbindung zwischen der öffentlichen  Finanzkontrolle und der so-
genannten „Planungsdiskussion" mit ihren Problemfeldern  Evaluation, 
Erfolgskontrolle  etc. nicht hergestellt. 

Im ersten Teil der Arbeit sollen daher die wichtigsten Bestimmungs-
faktoren der Stellung der Rechnungshöfe im politischen System der 
Bundesrepublik Deutschland herausgearbeitet werden. 

Der zweite Teil der Arbeit ist einem gegenwärtigen Schwerpunkt der 
Prüfungstätigkeit  der Rechnungshöfe gewidmet, nämlich der Finanz-
kontrolle der Hochschulen. Der überproportionale Anstieg der Ausga-
ben für die Hochschulen und die zunehmende Knappheit der öffentli-
chen Haushalte führten zu einer verstärkten Kontrolle des Finanzge-
barens der Hochschulen durch die Rechnungshöfe. Bei der Prüfung der 
Hochschulen — einem besonders sensiblen Sachbereich — lassen sich 
brennpunktartig die Schwierigkeiten der Finanzkontrolle durch die 
Rechnungshöfe analysieren. Hier kann einmal gut herausgearbeitet 
werden, welche Prüfungsmaßstäbe die Rechnungshöfe bei ihrer Kon-
trolle anwenden, welche „Prüfungsideologie" der Prüfungstätigkeit  zu-
grunde liegt etc., zum andern kann untersucht werden, wie die Rech-
nungshöfe mit Grenzen ihrer Kontrollkompetenz — in diesem Fall der 
Hochschulautonomie des Art . 5 I I I GG — fertig werden. Eine Inhalts-
analyse der Bemerkungen und der gesonderten Mitteilungen des Rech-
nungshofs Baden-Württemberg zu Hochschulfragen soll die empirische 
Grundlage dieser Untersuchung bilden. Aufgabe dieses Teils der Arbeit 
ist es daher: 

— Die Grenzen der Rechnungshofkontrolle im Bereich der Universitä-
ten aufzuzeigen, 

— dabei die Möglichkeiten einer Effizienzkontrolle  von Forschung und 
Lehre zu untersuchen, 

— exemplarisch die vier gesonderten Mitteilungen sowie die Prüfungs-
bemerkungen des baden-württembergischen Rechnungshofs zu Hoch-
schulfragen in den Denkschriften zur Landeshaushaltsrechnung auf-
grund der unter den vorigen Punkten erarbeiteten Ergebnisse hin-
sichtlich Prüfungsmethodik und -maßstäben zu analysieren und 

— Vorschläge zur Verbesserung der Selbststeuerung und Selbstkon-
trolle der Universitäten als Alternative zur Fremdkontrolle zu erar-
beiten. 


